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Statuten 

des Elternvereins am  
Bundesgymnasium und Bundesrealgymnasium Wien V 

Reinprechtsdorfer Straße 24 
1050 Wien 

 

§0  Präambel 

Sämtliche personenbezogene Bezeichnungen beziehen sich, selbst wenn eine einseitige Zuordnung durch die 
Wortwahl möglich wäre, stets auf alle Geschlechter. 

 

§1  Name und Sitz des Vereines  

Der Verein führt den Namen „Elternverein am Bundesgymnasium und Bundesrealgymnasium Wien V 
Reinprechtsdorfer Straße 24“ und hat seinen Sitz in Wien. Für ihn gilt uneingeschränkt österreichisches Recht, und 
bei sämtlichen Rechtsstreitigkeiten ist das jeweils sachlich zuständige Gericht in Wien anzurufen. 

 

§2  Zweck des Vereines  

Der Elternverein hat die Aufgabe, die Interessen der Vereinsmitglieder an der Unterrichts und Erziehungsarbeit der 
Schule zu vertreten und die notwendige Zusammenarbeit von Elternhaus und Schule zu unterstützen, im Besonde-
ren:  
1. an der Verwirklichung der Aufgaben der österreichischen Schulen im Sinne der Schulorganisation mitzuwirken,  
2. die den Elternvereinen auf Grund schulunterrichtsgesetzlicher Bestimmungen übertragenen Rechte und Mitspra-

chemöglichkeiten wahrzunehmen,  
3. die Schule, Mitglieder des Vereines sowie Schüler in schulischen Angelegenheiten unterstützen, 
4. die erzieherischen Maßnahmen des Elternhauses mit denen der Schule abzustimmen  
5. bedürftige Schüler gelegentlich zu unterstützen (z.B. bei Schulveranstaltungen),  
6. Veranstaltungen informativer, bildender, gesellschaftlicher und ähnlicher Art abzuhalten bzw. zu fördern,  
7. die für Unterrichts- und Erziehungszwecke verfügbaren Einrichtungen der Schule im Einvernehmen mit der 

Schulleitung, dem Lehrkörper und erforderlichenfalls mit der zuständigen Schulbehörde auszugestalten.  
 

§3 Mitgliedschaft  

1. Mitglieder des Elternvereines können alle Elternteile bzw. Obsorgeberechtigte der Schüler sein, allerdings treten 
die Eltern als eine Person auf, wenn es um die Ausübung des Stimmrechts geht, bzw. auch die Verpflichtung den 
Mitgliedsbeitrag zu leisten. Dabei ist es auch nicht relevant, wie viele Schüler an der Schule sind – es bleibt bei 
einem Mitgliedsbeitrag und einer Stimme bei Abstimmungen. Die einzige Ausnahme gilt für Eltern, die in ge-
trennten Haushalten mit jeweils einem Teil der Kinder leben; diese können auf eigenen Wunsch als zwei Famili-
en(verbände) betrachtet werden (mit allen Rechten und Pflichten). Für den Begriff des Obsorgeberechtigten sind 
die Bestimmungen des Schulunterrichtsgesetzes sowie des Familienrechts 2001 anzuwenden.  

2. Vor der Konstituierung des Vereines erfolgt die Aufnahme der Mitglieder durch die Proponenten, nach der Kon-
stituierung durch den Elternausschuss.  

3. Die Mitgliedschaft erlischt  
a) wenn das Kind aus der Schule ausscheidet – bei gewählten Funktionären erst mit Ablauf der Funktionsperiode, 

wobei Funktionäre in besonderen Fällen auf Beschluss der Hauptversammlung auch nach dem Ausscheiden ih-
res Kindes aus der Schule in ihrem Amt für weitere Funktionsperioden bestätigt werden können,  

b) durch Austritt,  
c) auf Grund eines Beschlusses des Elternausschusses; liegt diesem Beschluss die Säumigkeit beim Leisten des 

Mitgliedsbeitragsbeitrags zugrunde, kann dieser Beschluss erst nach dem dritten Monat ab dem Termin der 
Beitragsvorschreibung gefasst werden; alle anderen Ausschlussgründe können ohne Zeitverzug relevant wer-
den. 

4. Bei Erlöschen der Mitgliedschaft entsteht keinerlei Anspruch auf Rückerstattung bereits bezahlter Beiträge oder 
Anteilen davon.  

 

§4 Rechte und Pflichten der Mitglieder  

1. Die Mitglieder haben das Recht,  
a) an den Hauptversammlungen des Vereines mit beschließender Stimme und  
b) an den Veranstaltungen des Vereines teilzunehmen, sowie  
c) in den Elternausschuss gewählt zu werden. 

2. Die Mitglieder sind verpflichtet,  
a) den Vereinszweck zu fördern, und  
b) die Mitgliedsbeiträge pünktlich zu entrichten (der Vorstand kann auf Antrag entscheiden, dass ein Mitglied 

von der Entrichtung befreit wird, jedoch muss eine Ablehnung nicht begründet werden und ist bindend). 
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§5 Mittel zur Erreichung des Vereinszweckes, Mitgliedsbeitrag  

1. Die für den Vereinszweck notwendigen Mittel werden durch Mitgliedsbeiträge, Spenden, Erträgnisse von Ver-
einsveranstaltungen, Sammlungen, Buffets u.ä. aufgebracht.  

2. Die Höhe des jährlichen Mitgliedsbeitrages wird durch den Vorstand festgesetzt und vorgeschrieben. 
3. An derselben Schule entrichten die Mitglieder den Mitgliedsbeitrag unabhängig von der Zahl der diese Schule 

besuchenden Kinder nur einmal. 
4. Mitglieder, die Mitgliedsbeiträge auch an Elternvereine an anderen öffentlichen oder rnit Öffentlichkeitsrecht 

ausgestatteten Schulen zu leisten haben, entrichten den Mitgliedsbeitrag in der Höhe des zur Zahl dieser Schulen 
aliquoten Anteils.  

 

§6 Vereinsjahr 

Das Vereinsjahr beginnt mit dem Tag der ordentlichen Hauptversammlung und endet mit dem Tag der nächsten or-
dentlichen Hauptversammlung. Es dauert jeweils so lange, wie die gesetzliche Maximaldauer der Funktionsperiode 
eines Vereins vorgesehen ist (zum Zeitpunkt der Erstellung der aktuellen Fassung der Statuten sind das 4 Kalender-
jahre; eine Änderung der gesetzlichen Bestimmungen erfordert keine Änderung der Statuten, sondern wird automa-
tisch übernommen) 

 

§7 Organe des Elternvereines  

Die Geschäfte des Elternvereines werden besorgt: 
1. von der Hauptversammlung,  
2. vom Elternausschuss,  
3. vom Vereinsvorsitzenden oder seinem Stellvertretenden, 
4. von den Rechnungsprüfern,  
5. vom Schiedsgericht.  

 

§8 Hauptversammlungen  

1. Ordentliche Hauptversammlungen finden jeweils in jenen ersten drei Monaten des Schuljahres, in dem auch das 
Ende des ablaufenden Vereinsjahres liegt, statt. 

2. Außerordentliche Hauptversammlungen sind binnen vier Wochen einzuberufen, wenn dies von der Mehrheit der 
Ausschussmitglieder oder von mindestens einem Zehntel der Vereinsmitglieder schriftlich verlangt wird.  

3. Die Einladung der Mitglieder zu jeder Art von Hauptversammlung hat schriftlich unter Angabe der Tagesord-
nung spätestens 14 Tage vorher zu erfolgen, sofern nicht ein Beschluss über die Auflösung des Vereins gemäß 
§12 gefasst werden soll.  

4. Jede Hauptversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der Anwesenden beschlussfähig.  
5. Alle Beschlüsse (ausgenommen über die Auflösung des Vereines gemäß §12) werden mit einfacher Stimmen-

mehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt; Stimmenthaltungen sind erlaubt. 
6. Jedes Mitglied besitzt eine Stimme, unabhängig von der Anzahl der Kinder an der Schule.  
7. Über die Hauptversammlung ist ein Beschlussprotokoll zu führen.  
8. Jeder Hauptversammlung obliegt die  

a) Entgegennahme und Genehmigung sämtlicher Tätigkeitsberichte; 
b) Wahl des Vorstandes, der aus einem Vereinsvorsitzenden, einem Schriftführer, einem Kassier und deren Stell-

vertretern, sowie aus zwei Rechnungsprüfern besteht – außer bei den Rechnungsprüfern darf eine Person so-
wohl eine Position als auch maximal eine andere stellvertretende Position innehaben; 

c) Wahl von drei Vertretern und drei Stellvertretern in den Schulgemeinschaftsausschuss – hier kann jede Person 
nur in eine Funktion gewählt werden; 

d) diverse Beschlussfassungen der Tagesordnung; 
e) allfällige Beschlussfassungen über Anträge, die nicht in der Tagesordnung enthalten sind, die vom Elternaus-

schuss oder von einem Mitglied gestellt werden, allerdings hat der Versammlungsvorsitzende das Recht die 
Beschlussfassung auszusetzen, wenn ihm diese nicht sinnvoll erscheint, weil etwa entscheidungsrelevante In-
formationen nicht bekannt sind; im Falle der Aussetzung der Beschlussfassung durch den Versammlungsvor-
sitzende n hat die Hauptversammlung mit einfacher Mehrheit zu entscheiden, ob diese zu einem späteren Zeit-
punkt stattfinden soll – ist dies der Fall, so muss die Hauptversammlung erstreckt werden und ein neuer Ter-
min festgelegt werden, der spätestens am 30. Tag nach der zu erstreckenden Hauptversammlung stattfinden 
muss, eine Fristverlängerung ist nur dann zulässig, wenn abzusehen ist, dass nach dem Ablauf derselben die-
selben Voraussetzungen herrschen würden wie zum Zeitpunkt der Aussetzung, der Versammlungsvorsitzende 
hat aber zumutbaren Aufwand zu betreiben die Abstimmung zeitnah zu ermöglichen. 

9. Hauptversammlungen sind generell öffentlich, es können auch vereinsfremde Personen (Schulleiter, Lehrer, 
Schüler, Schularzt, usw.) daran teilnehmen. Sie haben aber kein Stimmrecht und können ebenso bei gegebener 
Beschlussfassung von der Sitzung ausgeschlossen werden. 

 

§9 Elternausschuss  

1. Die Geschäfte des Elternvereines werden, soweit sie nicht der Hauptversammlung ausdrücklich vorbehalten sind 
bzw. durch Beschluss des Vereinsvorsitzenden übertragen werden, vom Elternausschuss besorgt. 

2. Der Elternausschuss besteht aus dem Vorstand und den Klassenelternvertretern. Es sollte nach Möglichkeit jede 
Klasse vertreten sein. Pro Klasse können bis zu drei Elternvertreter für den Elternausschuss nominiert werden.  
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3. Ausschusssitzungen werden vom Vereinsvorsitzenden, im Falle der Verhinderung von seinem Stellvertreter ein-
berufen und geleitet.  

4. Eine Ausschusssitzung des Elternausschusses ist binnen vier Wochen einzuberufen, wenn mindestens fünf seiner 
Mitglieder dies verlangen, und eine Einladung an seine Mitglieder hat schriftlich mindestens zwei Wochen im 
Vorhinein zu erfolgen. 

5. Der Elternausschuss ist unabhängig von der Anwesenheit der Mitglieder beschlussfähig.  
6. Der Elternausschuss fasst Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als 

abgelehnt.  
 

§10 Vertretung und Verwaltung des Elternvereines  

1. Der Vereinsvorsitzende oder sein Stellvertreter 
a) vertritt den Verein nach außen,  
b) besorgt alle Geschäfte des Vereines, soweit sie nicht ausdrücklich der Hauptversammlung oder dem Ausschuss 

übertragen sind,  
c) führt den Vorsitz bei allen Versammlungen und Sitzungen des Vereines.  

2. Alle vom Verein ausgehenden Schriftstücke, es sei denn sie verursachen dem Verein finanzielle Verpflichtungen, 
die über das aktive Vermögen hinausgehen können, bedürfen zu ihrer Gültigkeit lediglich der Unterschrift des 
Vereinsvorsitzenden oder seines Stellvertreters; Rechtsgeschäfte, aus denen dem Verein auch Schulden erwach-
sen können, die nicht vom Vereinsvermögen abgedeckt sind, bedürfen der Unterschrift des Vereinsvorsitzenden, 
des Schriftführers und des Kassiers – die jeweiligen Stellvertreter sind hierbei nicht zeichnungsberechtigt 

3 Für Geldangelegenheiten sind entweder der Vereinsvorsitzende oder der Kassier sowie deren Stellvertreter allein 
zeichnungsberechtigt, sofern nicht wie unter §10.2 Schulden daraus entstehen könnten. 

4 Der Rechnungsprüfer oder sein Stellvertreter haben nur auf Verlangen die:  
a) widmungsgemäße Verwendung der Gelder des Elternvereins auf Grund der gefassten Beschlüsse festzustellen,  
b) die Buchführung und alle Unterlagen zu prüfen und  
c) über das Ergebnis der Überprüfung zu berichten.  

 

§11 Schiedsgericht 

1. Streitigkeiten, die sich aus dem Vereinsverhältnis ergeben, sind durch ein von den streitenden Parteien einzuset-
zendes Schiedsgericht zu behandeln. 

2. Jeder der zwei streitenden Teile wählt zwei andere Vereinsmitglieder zu Schiedsrichtern. Diese wählen ihrerseits 
einen Vorsitzenden aus den verbliebenen Vereinsmitgliedern mit einfacher Stimmenmehrheit. Können sich diese 
vier Schiedsrichter nicht einigen, entscheidet das Los; dabei sind alle vorgeschlagenen Personen auf verschiede-
nen Zetteln aufzuschreiben, die zusammengefaltet in einen Behälter gelegt werden und vom Mitglied mit der 
längsten Vereinszugehörigkeit gezogen werden; sollte auch hier keine Eindeutigkeit herrschen, zieht die Person, 
die in der folgenden Reihenfolge erstgereiht ist: 
a) das Geburtsdatum liegt weiter in der Vergangenheit, 
b) der Nachname liegt im Alphabet vorne, 
c) der Vorname liegt im Alphabet vorne. 

3. Das Schiedsgericht ist nur bei Anwesenheit aller Mitglieder desselben beschlussfähig und entscheidet mit einfa-
cher Stimmenmehrheit – eine Stimmenthaltung ist nicht möglich und wird als Zustimmung zum jeweiligen An-
trag gewertet.  

4. Termine bzw. Ersatztermine für nicht beschlussfähige Zusammenkünfte müssen zeitnah bekanntgegeben werden 
und ebenso zumutbar zeitnah anberaumt werden, als maximale Dauer bis zum nächsten Termin sind 30 Tage er-
laubt; sollte ein Mitglied des Schiedsgerichts zum dritten Mal einen anberaumten Termin nicht wahrnehmen, ver-
liert es seine Funktion und ist durch eine andere Person entsprechend der Bestellung des Schiedsgerichts zu er-
setzen. 

5. Entscheidungen des Schiedsgerichts sind vereinsintern endgültig. 
 

§12 Auflösung des Vereins 

1. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Hauptversammlung beschlossen werden, zu der alle Vereinsmit-
glieder schriftlich unter dem ausdrücklichen Hinweis auf diesen Tagesordnungspunkt mindestens acht Wochen 
im Vorhinein eingeladen werden. Vereinsmitglieder werden dabei ersucht ihre Teilnahme zeitgerecht anzukündi-
gen, damit eine geeignete Örtlichkeit für diese Hauptversammlung gewählt werden kann. Da die Beschlussfähig-
keit der Hauptversammlung unabhängig von der Anzahl der Teilnehmer gilt, ist jedem Mitglied empfohlen an 
dieser teilzunehmen, weil die physische Anwesenheit der Mitglieder bei der Abstimmung zwingend erforderlich 
ist. Es steht aber jedem Mitglied frei sich von einer anderen Person vertreten zu lassen, wenn die Vertretungsbe-
fugnis außer Zweifel steht (notarielle Vollmacht). 

2. Zum Beschluss über die Auflösung ist eine Zweidrittelmehrheit der abgegebenen Stimmen notwendig. 
3. Im Falle der Auflösung des Vereins hat dieselbe Hauptversammlung auch mit einfacher Stimmenmehrheit zu be-

schließen welchem Zweck das Vereinsvermögen zuzuführen ist. Kann dieser Beschluss nicht gefasst werden, 
fällt das Vermögen an den Schulerhalter. 

4. Im Falle der behördlichen Auflösung des Vereins fällt das Vermögen an den Schulerhalter. 


